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Entwurf der Elften Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung
NRW (BVO)

Beteiligungsverfahren nach § 93 LBG und § 35 GGO

Sehr geehrte Damen und Herren,

als Anlage übersende ich Ihnen den Entwurf der Elften Verordnung zur Än-
derung der BVO mit der Bitte um Kenntnis- und ggf. Stellungnahme (aus-
schließlich elektronisch an beihilfe@fm.nrw.de) bis zum 31.08.2021.

Neben einer Reihe von redaktionellen Anpassungen sollen mit derÄnde-
rung der Beihilfenverordnung folgende Vorhaben umgesetzt werden:

1. Entwurf des Gesetzes zur Neuregelung des Landesreisekostenrechts so-
wie zur Anpassung einer beihilferechtlichen Regelung im Landesbeamtenge-
setz

Die Änderungsverordnung enthält die zwingend notwendigen Anpassungen
an den vorbenannten Gesetzentwurf (z. B. Anhebung der Einkommensober-
grenze für berücksichtigungsfähige Ehegatten von 18 000 Euro auf 20 000
Eure sowie die jährliche Dynamisierung des Betrages entsprechend der Ren-
tensteigerung West). Insoweit wird vollinhaltlich auf die mit Schreiben vom
19.05.2021 (Az. B 2905-A 26-IVA 2) eingeleitete Verbändeanhörung verwie-
sen. Die Änderungsverordnung kann wegen der Vorgreiflichkeit des Gesetz-
gebungsverfahrens erst nach dessen Abschluss veröffentlicht werden.

2. Unterbringung einer Begleitperson

Zukünftig soll die Unterbringung einer Begleitperson auch außerhalb des
Krankenhauses beihilfefähig sein, wenn die Mitaufnahme in das Krankenhaus
Z.B. aus Kapazitätsg runden nicht möglich ist.

3. Apothekenbotendienst

Der von Apotheken bei der Abgabe beihilfefähiger Arzneimittel im Wege des
Botendienstes je Lieferort und Tag erhobene Zuschlag in Höhe von 2,50 Euro
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4. Aufhebung von Entscheidungsvorbehalten

Die noch geltenden Entscheidungsvorbehalte des Ministeriums der Finanzen
bei Off-Label-Use von Arzneimitteln, wissenschaftlich noch nicht anerkannten
Heilbehandlungen sowie Behandlungen bei lebensbedrohlichen oder regel-
mäßig tödlich verlaufenden Erkrankungen werden mit der Änderungsverord-
nung aufgehoben. Dies dient vor allem der Beschleunigung der Bewilligungs-
verfahren und der Stärkung der dezentralen Verantwortung der Beihilfestel-
len, so dass zügig mit der benötigten Heilbehandlung begonnen werden kann.
Mit der im Gegenzug neu eingeführten Berichtspflicht für die Landesbeihilfe-
stellen zu den ausnahmsweise beihilfefähigen Behandlungsmethoden wird
das Ziel verfolgt, dass das Ministerium der Finanzen weiterhin die notwendi-
gen Informationen erhält, um eine einheitliche Rechtsanwendung sowie die
Fortentwicklung der Anlage 6 zur BVO, die besondere Ausschlusstatbe-
stände und Ihdikationen für Ausnahmen enthält, sicherstellen zu können. Die
Berichtspflicht wird noch zu einem späteren Zeitraum durch das Ministerium
der Finanzen konkretisiert. Bis dahin brauchen laufende Fälle durch die Lan-
desbeihilfestellen nicht gesondert dokumentiert zu werden.

5. Pauschal abgerechnete Komplextherapien

Die bisherige Formulierung mit definierten Berufsgruppen hat sich durch die
Vielfalt von Komplextherapien und Leistungserbringern unterschiedlicher
Fachrichtungen überholt. Zudem ist für die Praxis die Nachvollziehbarkeit der
Zusammensetzung des Behandlungsteams häufig nicht möglich. Deshalb
wurde der Wortlaut der Vorschrift nunmehr weiter gefasst.

6. Visusverbessernde operative Maßnahmen

Mit der Neuregelung werden neben der chirurgischen Hornhautkorrektur
durch Laserbehandlung (LASIK und vergleichbare Verfahren) weitere visus-
verbessernde operative Maßnahmen bei Vorliegen bestimmter Vorausset-
zungen ausnahmsweise als beihilfefähig anerkannt.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

^^1
Dr. Mangelsdorff


